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Beratungsverlauf
öffentliche Vorlage V/0228/2014 
„Ausschreibung und Vergabe der Betriebsträgerschaft für die neue Flüchtlingseinrichtung in Roxel, Zum Schultenhof“
Beratungsfolge
	
	Gremium
	Datum
	Beschluss


	
	Integrationsrat
	12.03.2014
	einstimmig geändert beschlossen

	
	Bezirksvertretung Münster-West
	13.03.2014
	einstimmig beschlossen

	
	Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Arbeitsförderung
	26.03.2014
	ohne Beschlussfassung geschoben

	
	Hauptausschuss
	02.04.2014
	

	
	Rat
	02.04.2014
	


Abweichende Beschlüsse
	Integrationsrat
	12.03.2014


Beschlusstext:

„I. Sachentscheidung:

1. Der Rat stimmt der beabsichtigten Übertragung der Trägerschaft für die neue Flüchtlingseinrichtung in Roxel, Zum Schultenhof, an einen geeigneten Auftragnehmer zu.

2. Die Trägerschaft wird als Ergebnis eines nationalen Ausschreibungsverfahrens vergeben. Sie beginnt mit der Betriebsaufnahme der Einrichtung und ist zunächst für drei Jahre befristet.


3. Für die kriteriengeleitete Bewertung zuzulassender Angebote wird ein Bewertungsgremium eingesetzt. Die Angebote werden für diese Bewertung anonymisiert.


4. Das Bewertungsgremium setzt sich zusammen aus 

· je einer/m Vertreter/in

	· der Bezirksvertretung Münster-West
	

	· des Integrationsrates
	Herr Dr. Georgios Tsakalidis  


· und je einer/m Vertreter/in der im Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Arbeitsförderung vertretenen Parteien

	· von der CDU-Fraktion



	

	· von der SPD-Fraktion
	

	· von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/GAL
	

	· von der FDP-Fraktion
	

	· von DIE LINKE.
	


· Vertreter der Verwaltung:

· Thomas Paal, Beigeordneter für Recht, Soziales, Integration, Gesundheit, 
Umwelt- und Verbraucherschutz

· Dagmar Arnkens-Homann, Leiterin des Sozialamtes

· Jochen Köhnke, Dezernent für Migration und Interkulturelle Angelegenheiten

5. Zur Regelung der gegenseitigen Rechte und Pflichten zum Betrieb der Einrichtung, zur Nutzung von Gebäude und Außenanlagen sowie zur Finanzierung wird zwischen der Stadt und dem Auftragnehmer eine vertragliche Vereinbarung geschlossen.


6. Findet sich in dem Verfahren kein geeigneter Auftragnehmer, übernimmt die Stadt selbst die Trägerschaft für die Flüchtlingseinrichtung in Roxel.


7. Die sich aus der Regelung zur Trägerschaft ergebenden finanziellen Konsequenzen für Transferleistungen (Betrieb durch einen privaten Auftragnehmer) oder den Stellenplan (Betrieb durch die Stadt) sind nach Abschluss des Verfahrens darzustellen und den Gremien spätestens zu den Beratungen zum Haushalt 2015 zur Beschlussfassung vorzulegen.

8. Als ein weiteres Ausschreibungskriterium für die Bewohnerinnen und Bewohner wird ein kostenloser Internetzugang gewährleistet.

II. Finanzielle Auswirkungen:

Mit dem Beschluss über diese Vorlage sind keine unmittelbaren Kosten verbunden.

Die sich aus der späteren Entscheidung über eine Vergabe der Trägerschaft ergebenden finanziellen Konsequenzen werden gesondert zur Entscheidung vorgelegt und möglichst über Veränderungsblätter in die Beratungen zum Entwurf für den Haushalt 2015 gegeben.

	Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Arbeitsförderung
	26.03.2014


Die Vorlage wurde ohne Beschlussfassung geschoben.
Stellungnahme zu den abweichenden Beschlüssen:
Die Verwaltung empfiehlt, dem Antrag des Integrationsrates und damit dem vorgeschlagenen neuen Beschlusspunkt 8 nicht zu folgen.

Es stehen aktuell verschiedene Neu- und Umbauprojekte für neue dauerhafte Flüchtlingseinrichtungen an - in Roxel, Wolbeck, Nienberge, Sprakel, Gelmer, Angelmodde und an der Schaumburgstraße im Stadtteil Mitte. Die baulichen Vorkehrungen für Internetanschlüsse sind für die Neubauprojekte Standard, sie sind von den Investoren obligatorisch gefordert.

Die Verwaltung wird prüfen, ob und unter welchen technischen wie finanziellen Bedingungen kostenlose Internetzugänge für die Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtungen eingerichtet werden können. Diese Maßnahme der Infrastruktur sollte für alle Einrichtungen geprüft werden. Daher sollte sie durch die Verwaltung verfolgt und nicht dem Träger einer Einrichtung allein vorgegeben werden.

Über die Ergebnisse wird die Verwaltung den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Arbeitsförderung rechtzeitig vor der Inbetriebnahme der neuen Einrichtungen informieren. Je nach Finanzaufwand können weitergehende finanzwirksame Beschlüsse im Rahmen der Beratungen zum Haushaltsplan 2015 erforderlich werden.
I. A.

gez.
Remmers
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